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Preußiſche Gejehjammlung 
1937 | Ausgegeben zu Berlin, den 23 März 1007 Nr. 5 


(Nr. 14367.) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1937. Vom 
19. März 1937. 


W; Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


* 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1937 wird 
in Einnahme und Ausgabe auf 1 991 751 150.34 feſtgeſtellt, und zwar: 
im ordentlichen Haushalt 
auf 1 944 063 150 %% an Einnahmen, 
auf 1872 689 600.24 an fortdauernden und 
auf 71 373 550%, an einmaligen Ausgaben, 
im außerordentlichen Haushalt 
auf 47 688 000 %% an Einnahmen und 
auf 47 688 000 7./ an Ausgaben. 


8 2. 
Die Vorſchriften des 8 75 der Reichshaushaltsordnung finden im Rechnungsjahr 1937 
keine Anwendung. 


2 
(1) Über die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen und gde de den Ausgaben 
ſowie über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge darf nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzminiſters verfügt werden. 
(2) Im übrigen gelten für die Durchführung des Staatshaushaltsplans die Vorſchriften 
des § 26 der Reichshaushaltsordnung über wirtſchaftliche und ſparſame Verwaltung der Haus- 
haltsmittel und die in der zweiten Anlage zuſammengefaßten Durchführungsbeſtimmungen. 


8 4. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Fehlbeträge aus den Rechnungs⸗ 
jahren 1930 bis 1932 einen Betrag bis zur Höhe von 453 Millionen Reichsmark im Wege des 
Kredits, und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen find 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


8 5. 

4) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſtreitung außerordentlicher Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1937 die Summe von 47,7 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits, und 
zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

(2) Auf die Tilgung der Schuld findet $ 4 Abſ. 2 Anwendung. 
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8 6. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der 
Generalſtaatskaſſe bis zu 400 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. Auf dieſen 
Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1936 ausgegebenen Schatzanweiſungen, 
eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, ſoweit ſie erſt während 
des Rechnungsjahrs 1937 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem Rückkauf oder ihrer 
Rückerſtattung anzurechnen. 


ST 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. 


(2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung des Staats⸗ 
miniſteriums erforderlich. 


8 8. 

(1) Die dritten freigewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A la bis 12 ſind — ſoweit 
ſie beſetzbar ſind — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzt werden. N 

(2) Ausnahmen von Abſ. 1 ſind in Fällen eines zwingenden Bedürfniſſes mit Genehmigung 
des Finanzminiſters zuläſſig. 

8 9. 

(1) Die Beſtimmungen des § 70 Abſ. 3 der Reichshaushaltsordnung finden für das Rech⸗ 
nungsjahr 1937 auch auf die Gebühren der Kataſterverwaltung ſowie die Koſtenerſtattungen 
des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens Anwendung. 

(2) Auf Grund des § 71 Abſ. 1 der Reichshaushaltsordnung können Rückerſtattungen der 
vom Preußiſchen Staate geleiſteten Beitragsanteile zur zuſätzlichen Alters- und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung der Angeſtellten und Arbeiter der preußiſchen Staatsverwaltung ſowie überhobener 


Erſatzzuſatzrenten auch dann durch Abſetzung von den Ausgabefonds vereinnahmt werden, wenn 
es ſich um Erſtattungen aus Vorjahren handelt. 


8 10. 


Von den in dem Haushaltsplan ausgebrachten Ausgabemitteln decken ſich gegenſeitig: 


1. ſoweit es im Haushaltsplan zugelaſſen iſt, die Mittel bei den fortdauernden Aus- 
gaben für 5 
a) Unterſtützungen für Beamte, 

b) Unterſtützungen für ausgeſchiedene Beamte und Hinterbliebene von Beamten, 
o) Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, für ausgeſchiedene ſtaatliche 
Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinterbliebene von ſolchen; 

2. die unter Ziffer 1 a und b genannten fortdauernden Ausgaben innerhalb der einzelnen 
Verwaltungszweige auch mit den Mitteln für „Notſtandsbeihilfen für Beamte, Beamte 
im Ruheſtand, Wartegeldempfänger und Hinterbliebene“; 

3. im Einzelplan J die fortdauernden Ausgaben der Titel 31 und 38 mit den g leichen Titeln 
in den einzelnen Abſchnitten des Haushalts der Domänenverwaltung. 
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SAT, 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Staatshaushaltsplan zu ändern, ſoweit es die 
Durchführung des Reichsgeſetzes über Groß-Hamburg und andere Gebietsbereinigungen vom 
26. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 91) oder eine im Laufe des Rechnungsjahrs eintretende 
geſetzliche Neuregelung von Aufgaben und Zuſtändigkeiten der Staatsverwaltung erfordern. Die 
Ermächtigung, betreffend die Durchführung des Reichsgeſetzes über Groß-Hamburg und andere 
Gebietsbereinigungen, bezieht ſich auch auf Maßnahmen zur Auseinanderſetzung über Ver- 
mögen und Schulden. . 5 


8 
(1) Das Geſetz tritt am 1. April 1937 in Kraft. 
(2) Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Berlin, den 19. März 1937. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring. Popitz. Ruſt. Kerrl. Darré. 
Frick. Schacht. Seldte. Dorpmüller. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 19. März 1937. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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Erſte Anlage zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1937 


Geſamtplan 
Einzelplan Einnahme Nechnungshahr 1987 
Reichsmark 
A. Ordentlicher Haushalt 
I. Einnahmen 
1 Dom nenen gsgsgaAͥ‚‚d‚. 8 22 417 300 
II Forſtverwaltung: 
An ß ae 153 992 000 
b) Forſtliche Lehr-, Forſchungs⸗ und Verſuchsanſtalten 105 700 
III „ I AN TAT RRE BE 2816 850 
IV eee ae ae les A nie eye 3 341 400 
V . ²˙̃ · . 2 7˙ : 4 000 000 
VI Staatliche Porzellanmanuffattuu¶u¶nsnsns. — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
r 27 20 a a I or 1 385 769 800 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates 45 433 250 
N ⁵⁵— ¶——T—0V (000 72 283 250 
XIII Stadtsminierm f 4252 800 
XIV Werren m— ten are 33 968 200 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten 128 400 
XVI eee ee e A a EE 48 751 650 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung... 73 815 850 
e d ne ee 6 232 100 
XIX eee .. EEE AT ae e 2 259 300 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltunnnnnkknkdsss . q 8 908 800 
WI cane altung Arbeiter, wie Für. Dewterhlieb eue, don. len... 15 433 200 
i neee, . inien 16 807 350 
Xl een imc. dt dee Miele für, Votllanbebsuälfen. für 11 929 600 
XXIV Oberbechngsaemmer demp enger, wund ART ne 33 150 
W. Staatsrat. ii M e 31 383 200 


| Summe der Einnahmen des ordentlichen Haushalts 1 944 063 150 
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Betrag für das 
Einzelplan Ausgabe Rechnungsjahr 1937 


Reichsmark 


II. Ausgaben 
a) Fortdauernde Ausgaben 


1 „ ibelting:iaunien SDEnh, ah, DOpkatokanie, rend 11 376 150 
I Forſtverwaltung: 
„ anb: Behwb Suucuu.22,, mente: 110 018 000 
b) Forſtliche Lehr», Forſchungs⸗ und Verfuchsanftalten...... 928 300 
III r . 1 273 100 
IV Reichs und Staatz; aus + am cm cam oma mean mann. 2 258 400 
1 4 CCC ie 
VI Staafliche Porzellammannfakturrr 12 4 — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
eee e eee 2 875 000 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates 9 080 000 
Sonſtige Ausgaben , d e e ee 224 014 200 
XIII nne EIS HNNEN 15 598 100 
XIV D eee . ET RESTE: 208 960 150 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten 47 177 100 
XVI Bermaltung des Innern pK. t fl. 4 323 872 300 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 689 690 300 
XVIII Wirtſchaftsminiſterimnnnnn nn nn 5 204 950 
XIX i.. en 11141 400 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltun UU 39 330 100 
eusaltung . . ena dtter Han mit l b 6 21 832 150 
XXII Arbeſtsmimiſterium ARE .... 21 395 650 
e . enmächtint, Auspasyr 17 810 700 
XXIV berrechnungstammenz sie 903 550 
e . mit, Saktmı 107 950 000 
Summe der fortdauernden Ausgaben... 1 872 689 600 


b) Einmalige Ausgaben 


1 Dommenvermallung ann ieren ber wächtien MSN Le. 1632 000 
II Forſtverwaltung: 
A erwaltung und Beedle 14 383 000 
b) Forſtl. Lehr⸗, Forſchungs⸗ und Verfuchsanftalten .......... 20 000 
III Münzner waltung ee 6 000 000 
IV Weich eee, LE — 
V Daß p ²—ͤ ôìtni? 0. 6 — 
VI Staatliche Porzellanmanu fakturnn nnn 423 000 


Seite 22 458 000 
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Einzelplan 


XVI 
XVII 
XVIII 
XIX 
x 
ei 
XXI 
XXIII 
XXIV 
XXV 


XXV 


XXIII 
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Einnahme und Ausgabe 
Abſchluß 


Übertrag .... 


Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und Ab gary ne at anne 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates 
o) Sonftige Ausgaben 1.0.2. ee eee e Dl 


Stactsminiſteriunnmnmnmnmn z mumoctz: 
Finanz miniſterinmmmmmm amen 
Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten 
Ver altung des Juner nnn , Re TEE 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung ..... 
ee este ee ET TATEN 
„ y ee EEE SEN ER ER ET 
Han irtſchafite Berwällikte u. nen „„ 
Geftätverranktingg ler ai np 
Arbei ee ae ee ie 
Verkehrsminiſterium A. Cinngboten ... rien 
Ober rechnung lame 1] 
e . Haie rd er 
Summe der einmaligen Ausgaben ......-.---memueiı Sure nnens 
Hierzu: Summe der fortdauernden Ausgaben 


Summe der Ausgaben des ordentlichen Haushalts 


B. Außerordentlicher Haushalt 


I. Einnahmen 


Staatsſchu ldd e T eee 
Summe der Einnahmen des außerordentlichen Haushalts 
II. Ausgaben 
Doniinennettsnltüngtischlihen . Negelsgenheitan eee beeess esse 
Landwirtſchaftliche Verwaltung . „eee 
Weſtitverwaltung i este te ae hung ib ode 
%%% ²ͤ VDA. A ERROR —— 
Summe der Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 


Abſchluß 
Summe der Einnahmen des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Summe der Ausgaben des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Betrag für das 
Rechnungsjahr 1937 


Reichsmark 


22 458 000 


1296 500 
2014 400 
5 047 000 
103 000 

2 903 100 
16 353 350 
100 000 

8 420 000 
10 648 950 
627 750 
1401 500 


71 373 550 
1872 689 600 


1 944 063 150 


47 688 000 
47 688 000 


7 118 000 
35 550 000 


5 020 000 


47 688 000 


1 991 751 150 


1 991 751 150 
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Zweite Anlage 
zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Durchführungsbeſtimmungen. 


1. Soweit auf Grund der Ziffer 1 der Vermerke oder der Durchführungsbeſtimmungen 
zu den Haushaltsfeſtſtellungsgeſetzen früherer Jahre Planſtellen der zu einer anderen Ver— 
waltung abgeordneten oder beurlaubten Beamten noch doppelt beſetzt ſind, kommt die Doppel⸗ 
beſetzung in dem Zeitpunkt in Wegfall, in dem der abgeordnete oder beurlaubte Beamte aus 
der Planſtelle ausſcheidet. 

Kehrt der abgeordnete oder beurlaubte Beamte in den Dienſt ſeiner Verwaltung zurück, 
ſo iſt er innerhalb von ſechs Monaten in einer planmäßigen Stelle unterzubringen oder, wenn 
während dieſes Zeitraums eine planmäßige Stelle gleicher Art nicht frei geworden iſt, in der 
erſten ſpäter freiwerdenden Stelle dieſer Art. Bis dahin iſt ſein Dienſteinkommen außerplan⸗ 
mäßig zu verrechnen. 

2. Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 


3. Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen 
mit niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig 
wegfallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 

Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden 
in Wegfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Be⸗ 
zügen und danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen 
vorzunehmen. 

Ausnahmen von dieſer Reihenfolge bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen 
zu den Beſoldungstiteln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des 
Finanzminiſters. a a 


4. Die in den Haushaltsplänen für 1928, 1929 und 1930 vorgeſehenen neuen planmäßigen 
Beamtenſtellen für überalterte Stellenanwärter ſind mit der Maßgabe „künftig wegfallend“, daß 
beim Freiwerden jeder zweiten Planſtelle der betreffenden Beamtengattung eine der neu 
geſchaffenen Stellen wegfällt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Ausnahmen zuzulaſſen. 


5. Die im Haushaltsplan als „künftig wegfallend“ bezeichneten Stellen für Miniſterial⸗ 
dirigenten (Beſoldungsgruppe B 7a) können beim Freiwerden mit Zuſtimmung des Finanz- 
miniſters in ſolche für Miniſterialräte (Beſoldungsgruppe A 1a) umgewandelt werden. 


6. Werden bereits als planmäßige Beamte angeſtellt geweſene und gemäß § 65 der An- 
ſtellungsgrundſätze für eine höhere Beſoldungsgruppe einberufene Verſorgungsanwärter, die 
wegen Ungeeignetheit aus der Dienſtleiſtung für die höhere Beſoldungsgruppe entlaſſen werden, 
in ihrer früheren Beſoldungsgruppe wiederbeſchäftigt, jo ſind ſie, falls Planſtellen in dieſer Be- 
ſoldungsgruppe nicht frei ſind, bis zum Freiwerden der nächſten Planſtelle, in die ſie einzurücken 
haben, ſo zu beſolden, als ob ſie als planmäßige Beamte ihrer früheren Beſoldungsgruppe wieder⸗ 
angeſtellt worden wären. In dieſem Falle ſind die Bezüge außerplanmäßig zu verrechnen. 


7. Entlaſſenen Angeſtellten und Lohnempfängern mit mindeſtens einjähriger ununter⸗ 
brochener Dienſtzeit können Übergangsgelder (Abkehrgelder) nach Maßgabe der von der Preußi⸗ 
ſchen Staatsregierung erlaſſenen Richtlinien gezahlt werden. 


8. Arbeitern, die 25 Jahre oder mehr als Lohnempfänger in einem Arbeitsverhältniſſe bei 
der Preußiſchen Staatsverwaltung geſtanden haben, kann aus Bewilligungen, aus denen ihre 
Lohnbezüge zu beſtreiten ſind, nach näherer Beſtimmung der Preußiſchen En eine 
Dienſtprämie gezahlt 1 
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9. Von der Mitteilung der Nachweiſungen und Überſichten über die in den SS 9a und 9b 
der Reichshaushaltsordnung bezeichneten Sondervermögen und Anſtalten wird für das 
Rechnungsjahr 1937 abgeſehen, ſoweit ſie entweder gar keine oder weniger als 300 Reichsmark 
Jahreseinnahmen haben. 5 

10. Überſteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der tatſächlich aufgekommenen Ein- 
nahme den Haushaltsanſatz und können auf Grund eines Haushaltsvermerkes bei einem über⸗ 
tragbaren Ausgabetitel in Höhe dieſer Mehreinnahme Ausgaben geleiſtet werden, ſo dürfen 
abweichend von 8 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge ſolcher Mehreinnahmen, die bis zum 
Schluſſe des Rechnungsjahrs für die Zwecke des Ausgabetitels nicht verwendet worden ſind, in 
der Staatshaushaltsrechnung als Ausgabereſt und zugleich als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 

II. Iſt im Haushaltsplan bei einem Ausgabetitel allgemein, d. h. ohne ziffernmäßige 
Begrenzung, zugelaſſen, daß Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, 
ſei es, daß 

a) der Ausgabeanſatz eines nicht übertragbaren Titels um den Betrag der Einnahmen 
oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels überſchritten werden darf oder 

b) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels über 

den Ausgabeanſatz eines übertragbaren Titels hinaus Ausgaben geleiſtet werden 
dürfen oder 
e) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabetitel gebucht werden dürfen, 


ſo iſt eine ſolche Verwendung von Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels regelmäßig nur 
bis zur Höhe des Betrags zuläſſig, der im Haushaltsplan in der Zweckbeſtimmung oder in den 
Erläuterungen als vorausſichtliche Einnahme angegeben worden iſt. Iſt die Einnahme höher 
als ſie veranſchlagt war, dann iſt die Verwendung eines über die Veranſchlagung hinausgehenden 
Betrags für Zwecke des Ausgabetitels nur zuläſſig, wenn und inſoweit der Finanzminiſter 
vorher dazu ſeine Zuſtimmung erteilt hat. 


Für das in einigen Tagen als Sonderausgabe durch die Poft zur Derfendung kommende 
Hauptſachverzeichnis zur „Preußifchen Seſetzſammlung“ von 1926-1935 find befondere 


Einbanddecken 


hergeftellt worden. Diefe Decken gleichen den für die Jahrgänge der 
„Preußifchen Gefehfammlung“ ausgegebenen und find wie diefe mit einem 


befonders dauerhaften, pergamentähnlichen Stoff überzogen. Der Preis der 
Einbanddecken beträgt 


AM 1,20 Guzüglich Poftgebühr RM -,30). 
Beftellungen find durch den Buchhandel oder direkt an 
R. u. Decker's Verlag, 6. Schenck, Berlin W9 


zu richten. 
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